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Menschen, die Leistungen der Grundsicherung (alltagssprachlich „Hartz IV“) erhalten, schließen in 

einem Beratungsgespräch zwischen Fachkräften und Arbeitslosen öffentlich-rechtliche Verträge mit 

dem Jobcenter ab, die sogenannten „Eingliederungsvereinbarungen“ (EV). Diese sollen unter anderem 

festlegen, welche Leistungen zur Eingliederung in Arbeit oder Ausbildung die Arbeitslosen erhalten, 

welche Bemühungen sie selbst unternehmen und wie diese nachzuweisen sind.  

Grundsätzlich kann die EV, als „Ausdruck einer vom Gesetzgeber intendierten Abkehr von einem 

klassisch obrigkeitsstaatlichen Denken im Sinne einer strikten Subordination“ (Banafsche 2013, S. 128) 

gelesen werden. Im Unterschied zu einem einseitigen Verwaltungsakt sieht diese Form des administra-

tiven Handelns zumindest „ein gewisses Maß an Kooperation und Mitsprachechance des Klienten – 

zumindest theoretisch“ (Weinbach 2012, S. 393) vor. Im Sinne aktivierender Sozialpolitik soll dadurch 

die Eigenverantwortung der Erwerbslosen gefördert werden. Kritiker der EV wenden dagegen ein, dass 

die Beziehung zwischen Fachkräften und Erwerbslosen eine asymmetrische sei und ihre Verhand-

lungspositionen damit ungleich sind (Bieback 2009). Praktisch habe die EV daher weniger den Charak-

ter einer – die Eigenverantwortung der Erwerbslosen fördernden – ‚Vereinbarung‘, sondern eher den 

einer autonomiebeschränkenden ‚Verordnung‘ (Etges und Lenger 2010; Ludwig-Mayerhofer et al. 

2014; Marquardsen 2011).  

Vor diesem Hintergrund rekonstruiert die Mixed-Methods-Studie, welche Rolle die EV in der Bezie-

hung zwischen wohlfahrtsstaatlicher Institution und den Adressaten sozialstaatlichen Handelns über-

nimmt: Welche Funktion nimmt die EV im Vermittlungsgespräch ein? Wie interagieren Arbeitslose und 

Fachkräfte? Wie werden Leistungen und Pflichten kommuniziert? Wie wirkt sich die EV auf die Beschäf-

tigungschancen aus?  

In sieben Jobcentern werden seit Juli 2017 der Einsatz von Eingliederungsvereinbarungen und da-

mit zugleich Praktiken der Beratung variiert. Neben dem üblichen Standardvorgehen werden zwei 

weitere Varianten implementiert, in denen zunächst keine EV bzw. eine modifizierte EV abgeschlossen 

wird. 
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Die 2017–2021 laufende Studie folgt einem sequentiellen explorierenden Mixed-Methods-Design 

(Creswell 2009; Kelle 2014): qualitative Erhebungen explorieren den Untersuchungsgegenstand, an-

schließend messen quantitative Analysen unter anderem die Repräsentativität qualitativer Befunde. 

Entsprechend dieses Designs wurden in einem ersten Schritt Deutungen zur EV und Sanktionspraxis 

sowie Praktiken des Vermittlungsprozesses untersucht. Hierzu dienen leitfadengestützte Interviews 

mit Fach- und Führungskräften, Gruppendiskussionen mit Fachkräften und teilnehmende Beobach-

tung von Beratungsgesprächen zwischen Fachkräften und Arbeitslosen als empirische Basis.  

Aufbauend auf ersten qualitativen Befunden wurden mittels einer standardisierten Online-

Mitarbeiterbefragung in allen beteiligten Jobcentern die Einschätzungen der Fachkräfte zum Einsatz 

der EV erhoben. Durch die zufällige Zuordnung von Arbeitsuchenden zu verschiedenen Varianten der 

EV lassen sich zudem die Wirkungen von (unterschiedlich gestalteten) EV auf die Beschäftigungschan-

cen und auf die Reduktion von Hilfebedürftigkeit schätzen. Dies geschieht auf Basis prozessproduzier-

ter Daten, die Informationen zu Zeiten von Leistungsbezug und Beschäftigung beinhalten. 

 

Es handelt sich um ein laufendes Forschungsprojekt; die qualitativen Erhebungen sowie die Online-

Befragung sind im Sommer 2018 abgeschlossen. Unser Beitrag skizziert den analytischen und metho-

dischen Ansatz des Forschungsprojekts und präsentiert erste empirische Befunde.  
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